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Liebe Kolleginnen und Kollegen 
Bei den Abstimmungen am 28. November stehen wir vor einer besonderen Situa-
tion. Der SGB lehnt den Nationalen Finanzausgleich (NFA) ab. Im Kanton Zug 
läuft seit Wochen jedoch eine penetrante bürgerliche Kampagne, die aus egoisti-
schen Gründen den NFA ablehnt. Dies bringt den GBZ dazu, im Kanton Zug Ja 
zum NFA zu stimmen (siehe die Pressemitteilung in diesem Info). 
Der SGB hat beschlossen, das Referendum gegen die Lockerung des Arbeits-
verbots an Sonntagen zu ergreifen. Die Argumente dazu sind ebenfalls in die-
sem Info abgedruckt. Die Unterschriftensammlung läuft auf vollen Touren. Wir 
bitten Dich, das Referendum ebenfalls zu unterschreiben und im Bekanntenkreis 
unterschreiben zu lassen. Die Unterschriftenkarten liegen bei und können direkt 
dem SGB eingesandt werden. 
Seit dem 1. Juni 2004 sind die flankierenden Massnahmen in Kraft. Sie sollen 
verhindern, dass es im Gefolge der Personenfreizügigkeit mit den „alten“ EU-
Staaten zu Lohndumping kommt. An einer viel beachteten Pressekonferenz kri-
tisierte der SGB Missstände in der Umsetzung dieser Massnahmen, vor allem 
die Tatsache, dass die Kantone die Massnahmen verschleppen. 
Gleichzeitig stehen die flankierenden Massnahmen II, die auf Ebene einer Ex-
pertenkommission verabschiedet wurden, vor der parlamentarischen Beratung. 
Hier geht es um eine Verbesserung der jetzt in Kraft stehenden Massnahmen im 
Hinblick auf die Ausdehnung des Personenverkehrs auf die neuen EU-Staaten in 
Osteuropa. Der SGB hat dabei immer betont: Wenn die flankierenden Mass-
nahmen I nur ungenügend umgesetzt werden und/oder wenn das Parlament die 
vorgeschlagenen Verbesserungen dieser Massnahmen verwässern sollte, dann 
wird er gegen die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-
Staaten das Referendum ergreifen.  
 
Mit kollegialen Grüssen                                       Bruno Bollinger, GBZ-Präsident 
 

Daten zum Vormerken: 
Abstimmungen 28. November: 

Ja zum Nationalen Finanzausgleich 
Ja zur neuen Finanzordnung 

Stammzellenforschung: Keine Parole 
 
Das GBZ-Info geht an alle GBZ-Delegierten, an aktive GewerkschafterInnen und an PolitikerInnen, die über die Aktivitäten der Gewerk-
schaften informiert sein sollten. 
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Am 3. November 2004 hat der traditionelle GBZ-Apéro mit Brigitte Profos und Hanspeter 
Uster stattgefunden. Hier der Bericht in der Zuger Presse vom 5. November 2004. 
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In Zug: Ja zum NFA 
 

Der neue Finanzausgleich (NFA) zwischen Bund und Kantonen ist 
höchst umstritten. Auf der einen Seite hilft der Finanzausgleich die 
Steuerbelastungsunterschiede zwischen den Kantonen zu reduzieren, 
auf der anderen Seite wird die soziale Eingliederung von Invaliden auf 
die Kantone übertragen. Aus diesem Grund lehnt der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund den NFA ab, weil Sozialpolitik eine nationale 
Aufgabe ist und sechsundzwanzig kantonale unterschiedliche Stan-
dards nicht annehmbar sind. 

Im Kanton Zug ist aber seit Wochen eine massive Kampagne gegen 
den NFA seitens der bürgerlichen Parteien im Gange. Durch die Poli-
tik der Steuerbegünstigung für Reiche und Superreiche, welche die 
kantonalen Behörden seit Jahren betreiben und die mit der letzten 
Steuergesetz-Revision noch verstärkt wurde, hat Zug in der Schweiz 
ein immer schlechteres Image erhalten. Der NFA bittet nun sozusagen 
als Quittung für diese Steuerpolitik den Kanton Zug zur Kasse. 

Der Zuger Gewerkschaftsbund (GBZ) hat diese Privilegien-
Steuerpolitik nie unterstützt. Dies nicht nur, weil sie die anderen Kan-
tone benachteiligt, sondern weil die niedrigen Steuern den Normal-
verdienenden nicht viel bringen. Im Gegenteil, weniger Steuerein-
nahmen führen (auch im Kanton Zug) zu Sozialabbau. Darum sagt der 
GBZ im Kanton Zug Ja zum NFA, weil wir damit zu einer Steuerpoli-
tik Nein sagen, die Reiche und Superreiche auf Kosten der Lohnab-
hängigen und der anderen Kantone begünstigt. 

Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 
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Aus der Zuger Presse vom 5. November 2004 

 
 



   
GBZ-Info Nr. 57 Seite 5 November 2004 
 

Die Vernehmlassungsantwort des GBZ zur Submissionsverordnung: 
 

Neues Submissionsgesetz inkl. Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung 
über das öffentliche Beschaffungswesen vom 15. März 2001 (IVöB 2001) 
und zur neuen Submissionsverordnung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Gewerkschaftsbund des Kantons Zug (GBZ) dankt, dass er Gelegenheit hat zum vorlie-
genden Gesetzesentwurf Stellung zu nehmen. 

Der GBZ begrüsst es, dass der Kanton Zug der Interkantonalen Vereinbarung über das öffent-
liche Beschaffungswesen beitritt. Es ist grundsätzlich wichtig, dass auch in diesem Bereich 
über die Kantonsgrenzen hinaus gehandelt wird. 

Für die Gewerkschaften steht die Einhaltung von Arbeitsschutzbestimmungen und geregelten 
Arbeitsbedingungen durch die Firmen, welche staatliche Aufträge erhalten, im Vordergrund. 
Die Arbeitenden sind darauf angewiesen, dass die Behörden mit Nachdruck die Einhaltung 
aller gesetzlichen Bestimmungen über zulässige Arbeitsbedingungen sowie der Gesamtar-
beitsverträge einfordern. Es ist inakzeptabel, wenn Arbeitgeber, die sich auf Kosten der Be-
schäftigten Konkurrenzvorteile verschaffen, staatliche Aufträge erhalten. 

Um diese Kriterien durchzusetzen, braucht es aber eine effiziente Kontrolle. Gerade mit der 
Einführung der Personenfreizügigkeit im Rahmen der EU ist das von grosser Bedeutung. Die 
kantonale Tripartite Kommission wird diesbezüglich eine wichtige Rolle spielen und es ist 
unerlässlich, dass sie auch die nötigen Mittel dazu bekommt. Kantonale Kontrollen stossen 
aber bald an Grenzen, darum ist die interkantonale Koordination und Zusammenarbeit wichtig 
und richtig. 

 
Beteiligte Unternehmen (SubV § 6): 

Wichtig ist es, dass das Unternehmen auch nachweist, den Auftrag mit eigenen Leuten aus-
führen zu können. Es geht nicht an, dass Aufträge angenommen werden, die dann nur mit 
Temporärangestellten bewältig werden können. 

 
Arbeitsschutzbestimmungen und Arbeitsbedingungen (SubV § 7): 

Diese Kriterien sollen auch für alle Firmen Anwendung finden, die an einer Arbeitsgemein-
schaft (Arge) beteiligt sind. 

Unabdingbar ist natürlich, dass auch ausländische Firmen die in der Schweiz geltenden Ge-
samtarbeitsverträge einhalten. 

 
Ausschlussgründe (SubV § 27): 

Firmen, die in hängige Verfahren verwickelt sind, oder dafür bekannt sind, gesetzliche und 
gesamtarbeitsvertragliche Arbeitsbestimmungen wiederholt zu verletzen, sollten ebenfalls 
ausgeschlossen werden. 

Um dies in Erfahrung zu bringen, müssen die Behörden mit den aus Gewerkschaften und Ar-
beitgebern zusammengesetzten paritätischen Kommissionen, welche die Einhaltung der Ge-
samtarbeitsverträge überwachen, stärker zusammenarbeiten. 
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Wir erwarten ebenfalls, dass Arbeitgeber, die sich für die Abschaffung der Gesamtarbeitsver-
träge stark machen, von den öffentlichen Aufträgen ausgeschlossen werden. Arbeitskonflikte 
wie jene im Bauhauptgewerbe 2002 und im Gipser und Malergewerbe 2004 sind von rück-
sichtslosen Arbeitgebern provoziert worden, welche die gesamtarbeitsvertraglichen Bestim-
mungen abschaffen wollen. Diese Arbeitgeber dürfen nicht von der öffentlichen Hand unter-
stützt werden. 

Die Gewerkschaften unterstützen alle Massnahmen, die faire Arbeitgeber begünstigen. Das 
Aushandeln der Arbeitsbedingungen mit den Gewerkschaften ist einer der Grundpfeiler einer 
nachhaltig funktionierenden Wirtschaft. Gesamtarbeitsverträge, die von starken Gewerkschaf-
ten getragen werden, garantieren, dass die Arbeitenden als Menschen und nicht als Zahlen 
behandelt werden und leisten einen wichtigen Beitrag zur Humanisierung der Gesellschaft. Es 
ist darum sehr zu begrüssen, wenn Behörden und staatliche Instanzen dies begünstigen. 

In der Hoffnung Ihnen mit dieser Antwort gedient zu haben, grüsse ich Sie freundlich 

 

Bruno Bollinger, GBZ-Präsident 

 
 
 
 
 

**************** 
 
 
 
 
Der Bericht zur Gründung der Unia in der Zuger Presse vom 8. Oktober 2004 
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NNein zur Änderung des Arbeitsgesetzes! N 
NUnterschreiben Sie das Referendum! N 

 
 

Detaillisten und KMU befürchten Abbau von Arbeitspl ät-
zen... 
Nicht nur die Gewerkschaften, sondern auch das Gewerbe 
lehnt Sonntagsarbeit ab. In einem Brief hat der Schweizer De-
taillistenverband den Nationalrat gebeten, auf eine Änderung 
des Arbeitsgesetzes zu verzichten. Denn wegen der Sonntags-
arbeit würden „Arbeitsplätze in Fachgeschäften, die ausserhalb 
der Bahnhöfe liegen, gefährdet und Existenzen bedroht.“ 
 
Bahnhöfe zu Einkaufszentren – unnötig ... 
Wer am Sonntag dringend etwas einkaufen muss, hat heute 
viele Möglichkeiten. Bäckereien, oder Apotheken können am 
Sonntag öffnen. Auch in Tourismusgebieten oder grossen 
Bahnhöfen sind Sonntagsverkäufe legal. An einem Sonntag 
kann man heute Joghurt kaufen aber keine Kühlschränke, Kri-
mis aber keine Büchergestelle. Das macht Sinn. Alles andere 
ist der Dammbruch für die generelle Sonntagsarbeit. 
 
Bundesrat und Parlament entscheiden am Volk vorbei ... 
„Alle wollen heute den Sonntag im Einkaufszentrum verbrin-
gen“, behaupten Bundesrat und Parlament. Das stimmt nicht. In 
13 von 19 kantonalen Abstimmungen wurde eine Liberalisie-
rung der Ladenöffnungszeiten abgelehnt. Und wenn es um Öff-
nung am Sonntag ging, waren die Stimmberechtigten jedes Mal 
dagegen. Der Bundesrat soll dies respektieren. 
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Hände weg vom Sonntag – 
damit der Sonntag kein Werktag  wird! 
 
 

I Wir wollen einen freien Sonntag ... 
Sonntagsarbeit ist in gewissen Fällen nötig, z.B. in Spitälern 
oder im öffentlichen Verkehr. Sonntagsarbeit darf aber nicht 
zum Normalfall werden. Genau das will das Parlament mit einer 
Änderung des Arbeitsgesetzes durchsetzen. Doch zwei Drittel 
der Bevölkerung lehnen Sonntagsarbeit ab. 
 
Sonntagsarbeit: Heute die Verkäuferin – morgen du ... 
Mit einer Änderung des Arbeitsgesetzes soll Sonntagsarbeit im 
Verkauf normal werden. Damit wird Tür und Tor geöffnet für 
weitere Sonntagsarbeit. Wenn an 52 Sonntagen im Jahr alle 
Läden offen sind, muss auch im Strassentransport oder in der 
Lebensmittelindustrie gearbeitet werden. Und dann werden 
auch Versicherungen oder Baufirmen den Sonntag zum Werk-
tag erklären. Das wollen wir nicht. 
 
Sonntagsarbeit ist familienfeindlich ... 
Der freie Sonntag ist heute genau so wichtig wie früher. Denn 
das Erwerbsleben wird immer hektischer und anspruchsvoller. 
Der Sonntag ist auch für die Familie und die Freizeit unentbehr-
lich, damit man sich wenigstens an einem Tag in der Woche 
noch treffen kann. 
 
Sonntagsarbeit zu Tiefstlöhnen – ein Skandal ... 
Sonntagsarbeit ist eigentlich verboten. Doch es gibt immer 
mehr Ausnahmen. Schon heute arbeitet jede vierte Person im-
mer oder gelegentlich an einem Sonntag – meist zu sehr tiefen 
Löhnen. Trotzdem hat das Parlament einen Lohnzuschlag für 
Sonntagsarbeit abgelehnt. Das ist ungerecht. 
 


